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Erste Satzung zur Änderung der 

Prüfungsordnung für den 

Bachelorstudiengang 

„Pädagogik der Kindheit und Familienbildung“ 

(BaPO Kind) 

an der Hochschule Düsseldorf 

Vom 28.11.2016 

 

 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 64 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-

Westfalen (HG NRW) vom 16.09.2014 (GV. NRW. S. 547) in der aktuell gültigen Fassung hat die 

Hochschule Düsseldorf die folgende Ordnung als Satzung erlassen. 

 

 

Artikel I 
 

Die Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang „Pädagogik der Kindheit und Familienbildung“ 

(BaPO Kind) an der Fachhochschule Düsseldorf vom 01.07.2014 (Amtliche Mitteilungen, 

Verkündungsblatt Nr. 380) wird wie folgt geändert: 

 

1. Im gesamten Text und in den Anlagen werden die Begriffe „Leistungspunkte“ in „Creditpoints“, 

„Leistungspunkt“ in „Creditpoint“ und „LP“ in „CP“ geändert. 

 

2.  In § 3 Abs. 2 wird „Pädagogin / Pädagoge der Kindheit und Familienbildung“ ersetzt durch 

„Kindheitspädagogin / Kindheitspädagoge“.  

 

3. Im Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu § 7 wie folgt gefasst: 

„§ 7 Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen“. 

 

4. § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§ 7 – Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen 

 

(1) Auf Antrag werden Prüfungsleistungen, die in Studiengängen an anderen staatlichen oder 

staatlich anerkannten Hochschulen, an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien 

oder in Studiengängen an ausländischen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen 
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erbracht worden sind, anerkannt, sofern hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen kein wesent-

licher Unterschied zu den Leistungen besteht, die ersetzt werden. 

 

(2) Für die Anerkennung von an ausländischen staatlichen oder staatlich anerkannten Hoch-

schulen erbrachten Prüfungsleistungen sind durch den Prüfungsausschuss die von der Kultus-

ministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen 

sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften vorrangig zu beachten, wenn sie 

die bzw. den Studierenden abweichend von Absatz 1 begünstigen. Im Übrigen kann bei Zweifeln 

die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen gehört werden. 

 

(3) Sonstige Kenntnisse und Qualifikationen können auf der Grundlage vorgelegter Unterlagen 

auf Antrag anerkannt werden, wenn diese Kenntnisse und Qualifikationen den Prüfungsleistun-

gen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind. 

 

(4) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die gemäß § 49 Abs. 11 HG NRW an einer 

anderen Hochschule desselben Typs im Geltungsbereich des Grundgesetzes zum Studium zu-

gelassen worden sind und denen diese Hochschule anhand von wenigstens der Hälfte aller in 

einem Studiengang geforderten Prüfungsleistungen den erfolgreichen Studienverlauf bescheinigt 

hat, sind – vorbehaltlich der zur Verfügung stehenden Kapazitäten – berechtigt, ihr Studium an 

der Hochschule Düsseldorf in demselben oder in einem verwandten Studiengang fortzusetzen. 

Die Anerkennung von Prüfungsleistungen erfolgt gemäß Absatz 1. 

 

(5) Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die auf Grund einer Einstufungsprüfung ge-

mäß § 49 Abs. 12 HG NRW berechtigt sind, das Studium in einem höheren Fachsemester auf-

zunehmen, werden die in der Einstufungsprüfung nachgewiesenen Kenntnisse und Fertigkeiten 

auf Prüfungsleistungen anerkannt. Die Feststellungen im Zeugnis über die Einstufungsprüfungen 

sind für den Prüfungsausschuss bindend. 

 

(6) Die Entscheidung über die Anerkennung von Prüfungsleistungen nach Absatz 1 und die 

Anerkennung sonstiger Kenntnisse und Qualifikationen nach Absatz 3 trifft der Prüfungsaus-

schuss, im Zweifelsfall nach Anhörung von für die jeweiligen Prüfungsgebiete im Fachbereich 

Sozial- und Kulturwissenschaften an der Hochschule Düsseldorf prüfungsberechtigten Personen. 

Der Antrag auf Anerkennung ist schriftlich an den Prüfungsausschuss zu richten. Der Prüfungs-

ausschuss befindet nach Eingang innerhalb von acht Wochen über den Antrag, sofern alle für 

die Durchführung des Anerkennungsverfahrens erforderlichen Informationen vorliegen. Es ob-

liegt der bzw. dem antragstellenden Studierenden, die erforderlichen Informationen über die an-

zuerkennende Leistung beizubringen. Der Prüfungsausschuss hat eine Nichtanerkennung zu 

begründen und die begründenden Tatsachen nachzuweisen. 

 

(7) Werden Prüfungsleistungen sowie sonstige Kenntnisse und Qualifikationen anerkannt, sind 

die Noten bei vergleichbaren Notensystemen zu übernehmen und in die Berechnung der Ge-

samtnote einzubeziehen. Für die Umrechnung von im Ausland erbrachten Leistungen in das 

deutsche Notenschema werden durch den Prüfungsausschuss Verfahren zur Notenumrechnung 

festgelegt, bei denen soweit wie möglich das im Ausland real ausgeschöpfte Notenspektrum zu-

grunde gelegt wird. Ist eine Umrechnung nicht möglich, wird der Vermerk „bestanden“ aufge-

nommen und die Prüfungsleistung bei der Berechnung der Gesamtnote nicht berücksichtigt; die 

Anerkennung wird im Zeugnis gekennzeichnet.  

 

(8) Die Studierenden haben die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen im Original oder 

in beglaubigter Form vorzulegen. Unterlagen von ausländischen Hochschulen müssen in Form 

einer beglaubigten Übersetzung in deutscher Sprache vorgelegt werden.“ 
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5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 Ziffer 1. wird durch folgende Ziffer ersetzt: 

„1. der oder dem Vorsitzenden und zwei stellvertretenden Vorsitzenden aus dem Kreis der 

Professorinnen und Professoren“. 

b) Absatz 2 Satz 5 wird wie folgt geändert: 

„Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben für alle Regelfälle außer der 

Entscheidung über Widersprüche auf die Vorsitzende oder den Vorsitzenden bzw. die stellver-

tretenden Vorsitzenden des Prüfungsausschusses übertragen.“ 

c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

„Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die oder der Vorsitzende oder eine stellver-

tretende Vorsitzende oder ein stellvertretender Vorsitzender anwesend ist und wenn insge-

samt mindestens zwei Professorinnen und/oder Professoren und insgesamt mindestens drei 

Mitglieder anwesend sind.“ 

 

6. § 13 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die für den Rücktritt, die Abmeldung später als eine Woche vor der Prüfung oder das Ver-

säumnis nach Absatz 2 geltend gemachten triftigen Gründe müssen dem Prüfungsausschuss 

unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der Kandidatin 

oder des Kandidaten ist darüber hinaus ein die Prüfungsunfähigkeit bescheinigendes ärztliches 

Attest vorzulegen. Bestehen im Einzelfall tatsächliche Anhaltspunkte, dass eine Prüfungsfähig-

keit als wahrscheinlich anzunehmen ist oder ein anderer Nachweis sachgerecht erscheint, kann 

die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf Kosten der Hochschule die Vorlage ei-

nes Attests einer oder eines vom Prüfungsausschuss benannten Vertrauensärztin oder Vertrau-

ensarztes verlangen. Die Kandidatin oder der Kandidat muss zwischen mehreren Vertrauensärz-

tinnen und/oder Vertrauensärzten wählen können. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe 

gemäß Satz 1 an, kann die Kandidatin oder der Kandidat sich zu der betreffenden Prüfungsleis-

tung erneut anmelden, ohne einen Prüfungsversuch zu verlieren.“ 

 

7. § 17 Abs. 6 S. 1 wird durch folgende Sätze 1 bis 3 ersetzt: 

„Die zu Prüfenden haben sich zu den Modulprüfungen bis zu einem festzulegenden Termin 

schriftlich anzumelden. Dabei kann der Fachbereichsrat anstelle der schriftlichen Anmeldung 

auch eine Anmeldung in einem dafür vorgesehenen Online-Portal vorsehen. Das Anmeldeverfah-

ren regelt der Fachbereichsrat und es wird in den Veranstaltungskommentaren gemäß § 8 Abs. 1 

bekannt gegeben.“ 

 

8. § 22 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Praxisanteile des Studiums bestehen aus den Modulen E 1.1 „Orte für Kinder, Konzepte 

pädagogischen Handelns und Bildung in der Kindheit“, E 3.1 „Kind und Familie im Sozialraum“ 

sowie E 5.3 „Grundlagen ausgewählter Bildungsbereiche“ in der Studieneingangsphase; den 

Modulen H 2.1 „Theorien und Methoden der Erwachsenen- und Familienbildung“ sowie H 4.1 

„Management und Evaluieren als Leitungsaufgabe“ in der Studienaufbauphase und PR „Modul 

zur Erlangung der staatlichen Anerkennung“ in der Studienabschlussphase. Sie belaufen sich 

auf insgesamt mindestens 100 Tage Vollzeit-Praxiserfahrung.“ 

 

9. § 30 wird wie folgt gefasst: 

„Mit dem Zeugnis wird eine Zeugnisergänzung entsprechend dem „Diploma-Supplement-Modell“ 

von Europäischer Union, dem Council of Europe und der UNESCO/CEPES ausgestellt und 

durch ein ,,Transcript of Records“ ergänzt, in dem der individuelle Studienverlauf der Absolventin 

bzw. des Absolventen dokumentiert wird. Das „Diploma Supplement“ wird in einer deutschspra-

chigen und einer englischsprachigen Ausfertigung ausgehändigt. Das „Transcript of Records“ 

enthält für alle erfolgreich absolvierten Module den Namen der Prüfenden, die Titel der jeweili-
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gen Module, die Titel der einzelnen Lehrveranstaltungen in den Modulen, die vergebenen Cre-

ditpoints und die entsprechenden Prüfungsnoten. Das „Transcript of Records“ wird in einer 

deutschsprachigen Ausfertigung, in der unter anderem die Titel der einzelnen Lehrveranstaltun-

gen verzeichnet sind, und einer englischsprachigen Ausfertigung, die Modultitel, Qualifikations-

ziele der Module, Modulnoten und erworbene Creditpoints ausweist, ausgegeben. Als Darstel-

lung des nationalen Bildungssystems (OS-Abschnitt 8) wird der zwischen Kultusministerkonfe-

renz der Länder und der Hochschulrektorenkonferenz abgestimmte Text in der jeweils geltenden 

Fassung verwendet. Für Unterzeichnung und Datum der Ausstellung dieser Zeugnisergänzung 

gilt § 29 Abs. 2 und 3.“ 

 

10. § 31 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Neben dem Zeugnis über die bestandene Bachelorprüfung wird der Absolventin bzw. dem 

Absolventen eine zweisprachige (deutsch und englisch) Bachelorurkunde ausgehändigt. Darin 

wird die Verleihung des Bachelorgrades beurkundet. Über die Verleihung der staatlichen Aner-

kennung wird eine eigene Urkunde ausgehändigt.“ 

 

 

Artikel II 
 

Aufgrund der Namensgebung in § 1 Abs. 2 der Grundordnung der Hochschule Düsseldorf (GO HSD) 

vom 08.10.2015 wird die Bezeichnung „Fachhochschule Düsseldorf“ in der gesamten Ordnung durch 

die Bezeichnung „Hochschule Düsseldorf“ ersetzt. 

 

 

Artikel III 
 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Verkündungsblatt der Hoch-

schule Düsseldorf in Kraft. 

 

 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs Sozial- und Kultur-

wissenschaften vom 26.10.2016 sowie der Feststellung der Rechtmäßigkeit durch das Präsidium am 

25.11.2016. 

 

 

Düsseldorf, den 28.11.2016 

gez. 

Der Dekan 

des Fachbereichs 

Sozial- und Kulturwissenschaften 

der Hochschule Düsseldorf 

Prof. Dr. Reinhold Knopp 


